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Text 

§ 3. (1) Insoweit Hochleistungsstrecken nicht durch Ausbaumaßnahmen – wie etwa Herstellung 
entsprechender Bahnkörper, Fahrleitungen, Sicherungsanlagen und sonstiger für den Bau von und den 
Betrieb auf Hochleistungsstrecken notwendiger Eisenbahnanlagen – auf bestehenden Eisenbahnen 
eingerichtet werden können, hat der Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr nach den 
Erfordernissen einer leistungsfähigen und wirtschaftlichen Eisenbahn sowie unter Bedachtnahme auf das 
Ergebnis einer Umweltverträglichkeitsprüfung oder Bürgerbeteiligung nach dem 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz sowie die sonstigen öffentlichen Interessen und die Ergebnisse der 
Anhörung (§ 4) den Trassenverlauf durch Verordnung (Trassenverordnung) zu bestimmen. Als 
Ausbaumaßnahmen sind dabei auch Trassenänderungen geringen Umfanges zu verstehen, wenn die Mitte 
des äußersten Gleises der geänderten Trasse von der Mitte des äußersten Gleises der bestehenden Trasse 
nicht mehr als 100 m entfernt ist. Sofern für den Bau oder die Änderung einer Hochleistungsstrecke oder 
für eine Begleitmaßnahme eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz durchzuführen ist, ist überdies der Trassenverlauf durch 
Verordnung (Trassenverordnung) des Bundesministers für Wissenschaft und Verkehr zu bestimmen. 

(2) In einer Verordnung nach Abs. 1 ist der Verlauf der Trasse insoweit zu bestimmen, als hiefür ein 
Geländestreifen festzulegen und in Planunterlagen darzustellen ist. Die Breite dieses Geländestreifens ist 
entsprechend den örtlichen Verhältnissen festzulegen und darf das Ausmaß nicht überschreiten, welches 
für die Eisenbahnanlagen, Nebenanlagen und Begleitmaßnahmen, die für den Bau von und den Betrieb 
auf einer Hochleistungsstrecke erforderlich sind, notwendig ist, wobei für den Bahnkörper die Breite des 
Geländestreifens 150 m nicht überschreiten darf. 
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(3) Eine Verordnung nach Abs. 1 hat den Hinweis auf die Planunterlagen zu enthalten. Die 
Planunterlagen sind beim Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr, bei dem Amt der 
Landesregierung des örtlich berührten Bundeslandes und bei den örtlich berührten Gemeinden zur 
Einsicht aufzulegen. 
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